


Das Projekt medinetz ist 1998 im Rahmen der 
antirassistischen freiburger Rasthaus-Initiative 
entstanden und hat sich zum Ziel gesetzt, Mi-
grantInnen und Flüchtlingen, insbesondere 
Papierlosen, Zugang zu medizinischer Versor-
gung zu verschaffen. 

Durch das Asylbewerberleistungsgesetz erhal-
ten Flüchtlinge über einen längeren Zeitraum 
nur eine eingeschränkte medizinische Ver-
sorgung. Sie haben dann in den meisten Bun-
desländern keine Versicherungskarte. Viele 
Behandlungen müssen vom Sozialamt geneh-
migt werden. Die Behandlung setzt oft sehr 
spät ein oder wird bei bestimmten Indikati-
onen auch ganz verweigert. 

Faktisch ausgeschlossen von der medizinischen 
Regelversorgung sind illegalisierte Menschen.  
Die Inanspruchnahme von medizinische Hilfen 
ist für sie fast immer mit der Angst vor einer 
drohenden Abschiebung verbunden. 

Für diese Menschen will medinetz einen verfol-
gungsfreien Raum schaffen, in dem diskrimi-
nierende und rassistische staatliche Asylpolitik 
nicht stillschweigend gebilligt wird und in dem 
Flüchtlinge niedrigschwellig kostenlose Unter-
stützung finden können.

Damit medinetz ein Schutzraum für Verfolgte 
sein kann, ist die Wahrung der Anonymität für 
unsere Initiative ein wichtiges Arbeitsprinzip.

Unsere Beratungsstelle bietet die Vermittlung 
kostenloser Behandlung, nicht deren Durch-
führung. Nach der Kontaktaufnahme – per-
sönlich in der Sprechstunde oder telefonisch – 
vereinbaren wir Termine bei niedergelassenen 
ÄrztInnen, Hebammen, PhysiotherapeutInnen 
etc., die bereit sind, die Betroffenen unentgelt-
lich und anonym zu behandeln. Bei Bedarf wer-
den Kontakte zu anderen Beratungsstellen und 
ÜbersetzerInnen vermittelt.

Neben unserer Beratungsarbeit setzen wir 
uns für eine grundlegende Verbesserung der 
Situation von papierlosen MigrantInnen ein. 
Diese haben einen unzureichende Zugang zu 
Bildungssystem und Ausbildungsplätzen, ihre 
Wohn- und Arbeitssituation ist äußerst pre-
kär, ihre medizinische Versorgung völlig unzu-
reichend. Aus diesem Grund beziehen wir als 
Teil der Rasthaus-Initiative Stellung gegen die 
restriktive und ausgrenzende Migrationspo-
litik der Bundesrepublik und öffentliche ras-
sistische Hetze. Wir setzen uns für die Rechte 
von Flüchtlingen und MigrantInnen bundes-
weit und insbesondere vor Ort ein.

Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshal-
tung, die seine und seiner Familie Gesundheit 
und Wohlbefinden einschließlich Nahrung, 
Kleidung,Wohnung, ärztlicher Betreuung und 
der notwendigen Leistungen der sozialen Für-
sorge gewährleistet.
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, UN 
1948, Art.25 Abs.1

Ihr wisst, dass kein Mensch illegal ist.
Das ist ein Widerspruch in sich.
Menschen können schön sein
und noch schöner.
Sie können gerecht sein
oder ungerecht.
Aber illegal?
Wie kann ein Mensch illegal sein?
(Elie Wiesel)

Was wir tunWer wir sind




